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Ergebnisse im Überblick 

Der vorliegende Bericht gemäß dem gesetzlichen Auftrag nach § 7a Absatz 9 SGB XI basiert auf der 
Evaluation der Pflegeberatung und Pflegeberatungsstrukturen des IGES Instituts im Auftrag des 
GKV-Spitzenverbandes. Die Evaluation gibt einen vielschichtigen Einblick in die vorhandenen 
Pflegeberatungsstrukturen, die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI und die Beratungseinsätze in der 
eigenen Häuslichkeit nach § 37 Absatz 3 SGB XI. Die Analysen beziehen die unterschiedlichen 
Perspektiven der betroffenen Akteursgruppen ein und betrachten die nationale Ebene verbunden mit 
Perspektiven aus 29 ausgewählten Regionen. Die Evaluation zieht hierfür unterschiedliche 
Datenquellen heran: Sekundärdaten aus der amtlichen Statistik (2024) sowie Daten aus großen Online-
Befragungen von Versicherten und Beratungspersonen, zudem von Pflegekassen und 29 Kommunen. 
Vertiefend wurden Interviews mit Versicherten und Beratungspersonen geführt. Erkenntnisse zu den 
zentralen Themen wie etwa Qualität, Umfang und Themen der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI 
beziehen so die vielfältigen Perspektiven der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der einbezogenen 
Pflegekassen, Pflegeberaterinnen und Pflegeberater, Beratungsstellen und von ratsuchenden 
pflegebedürftigen Personen ein. 

In der Gesamtbetrachtung ergibt sich erneut ein positives Bild der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI. Die 
Ergebnisse geben ebenfalls Hinweise auf Potenziale zur Weiterentwicklung der Pflegeberatung nach 
§ 7a SGB XI und der Pflegeberatungsstrukturen, wie die Bekanntheit und Inanspruchnahme des 
Beratungsangebots zu steigern, sowie die Vernetzung und Digitalisierung zu stärken. 

Ein zentrales Ergebnis ist, dass die Pflegekassen ein verlässliches und qualitativ hochwertiges Angebot 
an Pflegeberatung nach § 7a SGB XI vorhalten und umsetzen. Weiterhin ist eine Mehrheit (87,1 %) der 
Nutzenden zufrieden mit der Pflegeberatung. Im Vergleich zur Vorerhebung ist die Zufriedenheit 
gestiegen, 2023 lag sie insgesamt bei 82,1 Prozent. Pflegekassen setzen die Pflegeberatung über 
verschiedene Wege um, vorwiegend über externe Dienstleister (69,2 %), kassenindividuelle, z. T. auch in 
Pflegestützpunkten tätige Pflegeberaterinnen und Pflegeberater (57,7 %), über Pflegestützpunkte 
(50 %) und 58,8 Prozent setzen manchmal Beratungsgutscheine ein. Der Anteil der kommunalen 
Beteiligung an der Trägerschaft von Beratungsstellen mit Pflegeberatungsangebot nach § 7a SGB XI ist 
von 64 Prozent im Jahr 2022 auf 71,2 Prozent im Jahr 2025 gestiegen. Der Anteil für die Beteiligung von 
Pflegekassen ist von 71,1 Prozent auf 55,8 Prozent gesunken. Die Pflegeberatungen finden nach dem 
Wegfall der Einschränkungen der Covid-19-Pandemie wieder vermehrt in der Häuslichkeit statt. 
Telefonische Beratungen, wie in der Erhebung 2023, sind weiter fester Bestandteil, Videoberatungen 
werden selten genutzt. 

Zielgruppenspezifische Angebote für Menschen mit Demenz, mit psychischen Erkrankungen, 
pflegebedürftige Kinder und Jugendliche, Menschen mit Behinderung oder mit Migrationshintergrund 
sind in den meisten Regionen vorhanden, am häufigsten für Menschen mit Demenz. Im ländlichen 
Raum fehlen spezialisierte Angebote für einzelne Zielgruppen häufiger als in städtischer Umgebung. 
Pflegeberaterinnen und Pflegeberater sind am häufigsten fortgebildet für die Bedarfe von Menschen 
mit Demenz. Im Vergleich zur Evaluation 2020 wuchs die Anzahl der Pflegeberaterinnen und 
Pflegeberater mit Fortbildung zur Beratung von pflegebedürftigen Kindern und Jugendlichen am 
stärksten. 



Bericht des GKV-Spitzenverbandes nach § 7a Absatz 9 SGB XI 
Seite 3 von 19 
 

Die Evaluation gibt Hinweise, die Sichtbarkeit und Bekanntheit des Angebots einer Pflegeberatung nach 
§ 7a SGB XI zu erhöhen. Ebenso erforderlich ist es, den individuellen Bedarf an Fallmanagement mit 
aktiv ergriffenen Maßnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen zu decken. Die Inanspruchnahme der 
Pflegeberatung liegt bei 3 Prozent der Anspruchsberechtigten. Überwiegend werden die 
Pflegebedürftigen zu Leistungen der Pflegeversicherung, wie dem Pflegegeld (47 %), Hilfsmitteln (41 %) 
und Entlastung der pflegenden Angehörigen (66 %) beraten. Fast immer wird ein Versorgungsplan 
erstellt und in zwei Drittel der Fälle ausgehändigt. Die Evaluation weist darauf hin, den 
Pflegebedürftigen das Potenzial des Versorgungsplans besser zu vermitteln und den Austausch des 
Versorgungsplans unter den Akteuren zu steigern. 

Pflegebedürftige mit Migrationshintergrund sind überwiegend zufrieden mit der Pflegeberatung. 
Verbesserungsansätze sehen sie in der Beratung zu spezifischen Themen. Sie haben ein höheres 
Interesse an digitalen Angeboten und zu Gesundheitsförderung und Prävention als Menschen ohne 
Migrationshintergrund. Insgesamt sind sie weniger zum Beratungsangebot und Leistungen der 
Pflegeversicherung informiert. Pflegeberaterinnen und Pflegeberater erleben vor allem kulturelle und 
sprachliche Herausforderungen.  

Die Beratungseinsätze nach § 37 Absatz 3 SGB XI werden von den Pflegegeldbeziehenden positiv 
bewertet. Die Fragen der Pflegegeldbeziehenden konnten bei 93,7 Prozent durch die Beratungsperson 
beantwortet werden. Nicht sichergestellte Pflege wird von den Beratungspersonen im abgefragten 
Zeitraum in 2,3 Prozent der Beratungsfälle festgestellt. Häufiger Grund ist eine Überlastung der 
Angehörigen. Die überwiegende Mehrheit der Pflegegeldbeziehenden mit nicht sichergestellter Pflege 
(85 %) stimmt einer Weiterleitung der Ergebnisse des Beratungsbesuches an die Pflegekasse zu. Die 
Evaluation der Beratungseinsätze deutet auf Verbesserungspotenzial mit Blick auf die Verzahnung mit 
der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI hin. 

Die Beratungseinsätze nach § 37 Absatz 3 SGB XI finden überwiegend in der Häuslichkeit statt. Etwa ein 
Fünftel der Beratungspersonen hat bereits videogestützte Beratungsbesuche durchgeführt, sie wägen 
deren Einsatz je nach erwarteter Pflegesituation ab. Die Beratungspersonen insgesamt äußern sich zur 
Möglichkeit der Videoberatung wesentlich kritischer als die Pflegegeldbeziehenden mit Erfahrung in der 
videogestützten Beratung. Pflegebedürftige nutzen Videoberatungen häufig nicht aus Sorge vor 
technischen Hürden.  

Hintergrund und gesetzlicher Auftrag 

Die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI ist gemäß den Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes zur 
einheitlichen Durchführung der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI (Pflegeberatungs-Richtlinien) eine 
individuelle und umfassende Beratung und Hilfestellung durch eine Pflegeberaterin oder einen 
Pflegeberater bei der Auswahl und Inanspruchnahme von bundes- oder landesrechtlich vorgesehenen 
Sozialleistungen und sonstigen Hilfsangeboten, die auf die Unterstützung von Menschen mit Pflege-, 
Versorgungs- und Betreuungsbedarf ausgerichtet sind. Die wesentlichen Rahmenbedingungen und 
Vorgaben zur Pflegeberatung nach § 7a SGB XI wurden im Evaluationsbericht 2020 ausführlich 
dargestellt und sind seitdem in Teilen weiterentwickelt worden.  
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Die Beratungsbesuche in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 Absatz 3 SGB XI, die Pflegebedürftige mit 
Pflegegeldbezug in vorgegebenen regelmäßigen Abständen abzurufen haben, dienen sowohl der 
Sicherung der Qualität der häuslichen Versorgung als auch der Unterstützung der pflegenden 
Angehörigen. Während dieser Beratungsbesuche sollen Pflegebedürftige und pflegende Angehörige 
auf die Auskunfts-, Beratungs- und Unterstützungsangebote, den zuständigen Pflegestützpunkt sowie 
auf die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI hingewiesen werden. Mit dem Gesetz zur Zahlung eines Bonus 
für Pflegekräfte in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen (PfleBoG; vom 28. Juni 2022) wurde 
eingeführt, dass vom 01. Juli 2022 bis zum 30. Juni 2024 jeder zweite Beratungseinsatz, nicht aber der 
erste Beratungsbesuch, auf Wunsch der pflegebedürftigen Person per Video durchgeführt wird. Diese 
Regelung wurde befristet verlängert bis 31. März 2027.  

Im aktuell vorliegenden Entwurf zum Pflegeneuordnungsgesetz sind Regelungen vorgesehen, die die 
Beratungsstrukturen neu von einer Pflegeberatung hin zu einer Pflegebegleitung ordnen. Die in diesem 
Bericht dargestellten Erkenntnisse und Schlussfolgerungen beziehen sich auf die derzeit geltenden 
Regelungen. 

Gemäß dem gesetzlichen Auftrag nach § 7a Absatz 9 SGB XI legt der GKV-Spitzenverband dem 
Bundesministerium für Gesundheit alle drei Jahre einen unter wissenschaftlicher Begleitung zu 
erstellenden Bericht vor über:  

• die Erfahrungen und Weiterentwicklung der Pflegeberatung und Pflegeberatungsstrukturen 
nach den Absätzen 1 bis 4, 7 und 8, § 7b Absatz 1 und 2 und § 7c und 

• die Durchführung, Ergebnisse und Wirkungen der Beratung in der eigenen Häuslichkeit sowie 
die Fortentwicklung der Beratungsstrukturen nach § 37 Absatz 3 bis 8. 

Das IGES Institut erhielt in einer Ausschreibung den Zuschlag, eine wissenschaftliche Evaluation der 
Pflegeberatung und Pflegeberatungsstrukturen nach § 7a Absatz 1 bis 4, 7-8, § 7b Absatz 1 und 2 und 
§ 7c SGB XI sowie der Beratungseinsätze in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 Absatz 3 bis 8 SGB XI 
vorzulegen.  

Fragestellungen und Themen der Evaluation 

Die wissenschaftliche Evaluation befasst sich mit folgenden sechs Themenkomplexen:  

I: Strukturen und Inanspruchnahme der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI 
II: Perspektive der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater (Pflegeberatung nach § 7a SGB XI) 
III: Perspektive der Nutzenden der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI 
IV: Beratungsbesuche in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 Absatz 3 SGB XI 
V: Beratungsbesuche in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 Absatz 3 SGB XI: Perspektive der Nutzenden 
VI: Kooperation und Koordination der Pflegeberatung auf lokaler, regionaler und Landesebene 

Schwerpunktthemen der aktuellen Evaluation sind die Beratungsangebote nach § 7a SGB XI für 
spezifische Zielgruppen wie Menschen mit Demenz, Menschen mit Migrationshintergrund, 
pflegebedürftige Kinder und Jugendliche, Menschen mit Behinderung und spezifische 
Beratungsthemen wie Demenz, Hitzeschutz, (Prävention von) Gewalt in der Pflege sowie 
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Gesundheitsförderung und Prävention. Für die Beratungsbesuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI liegt der 
Fokus unter anderem auf der Inanspruchnahme der videogestützten Beratung. 

Methodisches Vorgehen 

Es kam ein Studiendesign mit verschiedenen methodischen Ansätzen mit quantitativen und 
qualitativen Datenerhebungen zum Einsatz. Nach Möglichkeit wurde die Vergleichbarkeit zu den 
vorherigen Evaluationen berücksichtigt. Die Evaluation nutzt verschiedene Datenquellen, um 
bundesweite Analysen und vertiefende Analysen für 29 Regionen vorzulegen. Je nach Fragestellung 
wurden verschiedene Stichproben einbezogen.  

Für die Abbildung der Perspektive der Pflegekassen wurden Sekundärdaten der amtlichen Statistik 
verwendet. Die 55 Pflegekassen (58 %), die an der bundesweiten Online-Befragung teilnahmen, 
versichern 84,7 Prozent der SGB XI Leistungsbeziehenden. Die Analyse der Beratungsstrukturen, der 
Beratungsstellen, der Perspektive der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater nach § 7a SGB XI und der 
Beratungspersonen nach § 37 Absatz 3 SGB XI erfolgte über eine Zufallsstichprobe. Für die regionale 
Klumpenstichprobe (geschichtete Zufallsstichprobe) von 29 Landkreisen aus allen Bundesländern fand 
eine Vollerhebung statt. Beratungsstrukturen wurden für die Regionen über eine Desktop-Recherche 
ermittelt. Von den angeschriebenen Beratungsstellen nahmen 261 (17 %) an einer Online-Befragung 
teil. Von den Pflegeberaterinnen und Pflegeberatern nahmen 204 (37 %) Personen und von den 
angeschriebenen Beratungspersonen 306 (23 %) an einer Online-Befragung teil. Zusätzlich wurden 15 
Interviews mit Pflegeberaterinnen und Pflegeberatern und 16 Interviews mit Beratungspersonen 
geführt.  

Erstantragstellende auf SGB-XI Leistungen mit und ohne Migrationshintergrund, Nutzende der 
Pflegeberatung mit und ohne Migrationshintergrund und die Pflegegeldbeziehenden wurden über eine 
bundesweite Zufallsstichprobe der Versicherten aller Kassenarten schriftlich befragt. 2658 
Erstantragstellende (30,5 %) füllten den Fragebogen aus, davon hatten 53,3 Prozent einen 
Migrationshintergrund. Unter den Nutzenden der Pflegeberatung nahmen 619 Personen teil (44 %), 
davon 21,5 Prozent mit Migrationshintergrund. Die Nutzenden der Pflegeberatung mit 
Migrationshintergrund sind häufig jünger und leiden häufiger an psychischen Beeinträchtigungen. Von 
den angeschriebenen Pflegegeldbeziehenden konnten 1091 (35 %) in die Auswertung einbezogen 
werden. Es wurden 16 Interviews mit Nutzenden der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI und 15 
Interviews mit Pflegegeldbeziehenden zu ihren Erfahrungen mit den Beratungsbesuchen nach § 37 
Absatz 3 SGB XI geführt. 

Die Auswertung quantitativer Daten erfolgte überwiegend beschreibend. Von der Stichprobe auf die 
Grundgesamtheit schließende statistische Verfahren wurden zur Darstellung der Ergebnisse für die 
Gruppe der Menschen mit Migrationshintergrund genutzt. Qualitative Daten aus Interviews wurden 
inhaltsanalytisch ausgewertet. Trotz der hohen Qualität und methodischen Vielfalt ergeben sich für die 
Einordnung der Ergebnisse Einschränkungen zur Repräsentativität der Datenquellen. Für die 
Beantwortung der einzelnen Themenkomplexe wurden unterschiedliche Stichproben herangezogen. 
Die Stichproben der teilnehmenden Kassen und Versicherten unterscheiden sich zu den Erhebungen 
der Evaluationen 2020 und 2023. Die Dokumentation der Pflegeberatungen nach § 7a SGB XI kann in 
den Pflegekassen unterschiedlich gestaltet sein. Anzahl und Struktur der Versicherten unterscheiden 
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sich zwischen den Pflegekassen, so dass nicht jede Pflegekasse die Kriterien für die Stichprobenziehung 
gleichförmig umsetzen konnte.  

Angebotsstrukturen und kommunales Engagement 

Die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI wird bundesweit zu 57,7 Prozent durch kassenindividuelle 
Pflegeberaterinnen und Pflegeberater der Pflegekassen erbracht. Insgesamt 86,5 Prozent der 
Pflegekassen beauftragen auch Dritte mit der Umsetzung. Hauptsächlich setzen sie dazu externe 
Dienstleister ein (69,2 %), oder setzen die Pflegeberatung über Pflegestützpunkte um (50 %). Weiter 
nutzen 58,8 Prozent der Pflegekassen zumindest in manchen Fällen Beratungsgutscheine nach § 7b 
SGB XI. Im Durchschnitt sind es 194 Beratungsgutscheine pro Pflegekasse im Jahr 2024. Zwei Drittel 
dieser Pflegekassen nutzen die Beratungsgutscheine, um die Frist von zwei Wochen für einen 
Beratungstermin einzuhalten oder bei wenigen Versicherten in bestimmten Regionen oder regionalen 
und kassenspezifischen Besonderheiten. Ein Viertel der Beratungsstellen erbringt Pflegeberatung über 
Beratungsgutscheine § 7b SGB XI. Über die Hälfte dieser Beratungsstellen sind Pflegestützpunkte, zwei 
zählen zur örtlichen Altenhilfe. Ein Viertel der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater (26 %) erbringen 
Pflegeberatungen nach § 7a SGB XI auf Grundlage von Beratungsgutscheinen nach § 7b SGB XI, etwa 
14 Prozent erbringen zusätzlich Pflegeberatung über eine Pflegestützpunkt-Tätigkeit nach § 7c SGB XI. 
Ungefähr 30 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater nach § 7a SGB XI erbringen auch 
Beratungsbesuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI. 

Von den befragten Pflegeberaterinnen und Pflegeberatern sind 20 Prozent freiberuflich tätig, 
80 Prozent sind angestellt. Unter den angestellten Pflegeberaterinnen und Pflegeberatern sind 
91,4 Prozent bei einer Pflege- oder Krankenkasse und 7,4 Prozent bei einem Dienstleister beschäftigt. 
Nur wenige sind bei anderen Beratungsstellen, der Kommune oder einem Pflegedienst angestellt. Die 
Trägerschaft von Beratungsstellen mit Pflegeberatung nach § 7a SGB XI liegt zu 71,2 Prozent bei den 
Kommunen und zu 55,8 Prozent bei den Pflegekassen, bei möglicher gemeinsamer Trägerschaft. Der 
Trend der Kommunen als Träger von Beratungsstellen setzt sich somit seit den Evaluationen 2020 
(54 %) und 2023 (64 %) fort. Freigemeinnützige oder kirchliche Organisationen, privat-gewerbliche 
Organisationen oder Vereine und Stiftungen und Bundesländer spielen mit 4 Prozent bis 17 Prozent 
weiter eine untergeordnete Rolle.  

In den befragten Regionen sind vor Ort hauptsächlich die Pflegestützpunkte Anlaufstelle für eine 
Pflegeberatung nach § 7a SGB XI, in denen jedoch vielfach Pflegeberaterinnen und Pflegeberater der 
Pflegekassen tätig sind. Die Geschäftsstellen der Pflegekassen dienen eher der Initiierung einer 
Pflegeberatung. Im Vergleich zur Evaluation 2020 ist in der Hälfte der Bundesländer ein weiterer 
Ausbau der Pflegestützpunkte zu verzeichnen. Die Kommunen nutzen, sofern im Landesrecht angelegt, 
vorhandene Möglichkeiten zur Gründung von Pflegestützpunkten, 28 Prozent der befragten 
Pflegestützpunkte wurden kommunal gegründet. Seit der Evaluation 2023 gab es in drei 
Bundesländern geringfügige Veränderungen der diesbezüglichen rechtlichen Rahmenbedingungen. 
Inklusive der Rahmenverträge aus dem Jahr 2020 haben nun sechs Bundesländer neue bzw. 
aktualisierte Rahmenverträge, ein Bundesland erließ neue Pflegestützpunkt-Richtlinien. 
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Beratungsangebote für spezifische Zielgruppen 

Für die untersuchten Zielgruppen mit spezifischen Bedarfen, wie pflegebedürftige Menschen mit 
Demenz, pflegebedürftige Menschen mit psychischen Erkrankungen, pflegebedürftige Kinder und 
Jugendliche, pflegebedürftige Menschen mit Behinderung oder pflegebedürftige Menschen mit 
Migrationshintergrund sind in den meisten Regionen zielgruppenspezifische Angebotsstrukturen 
(62 % - 72 %) vorhanden. In ländlichen Regionen fehlen spezialisierte Angebote häufiger als in 
städtischen Regionen. Am häufigsten sind Angebote für pflegebedürftige Menschen mit Demenz zu 
finden. Für Menschen mit Migrationshintergrund ist in 44,8 Prozent der Regionen ein Angebot zu 
finden, mit wenigen Unterschieden zwischen ländlichen und städtischen Bereichen. Für die anderen 
Zielgruppen fehlen spezifische Angebote häufiger, in 40 Prozent der ländlichen und in 36 Prozent der 
städtischen Regionen.  

Am häufigsten beraten Pflegeberaterinnen und Pflegeberater zur Situation von Menschen mit Demenz. 
In durchschnittlich 28,5 Prozent der Anfragen in vier Wochen wird zu dem Thema beraten. Menschen 
mit psychischen Erkrankungen werden mit einem Anteil von 10,3 Prozent des Beratungsaufkommens 
in vier Wochen pro Pflegeberaterin und Pflegeberater, pflegebedürftige Kinder und Jugendliche von 
5,8 Prozent, Menschen mit Behinderung von 15,6 Prozent und Menschen mit Migrationshintergrund 
mit einem Anteil von 6,6 Prozent beraten. Für die Beratung von pflegebedürftigen Menschen mit 
Demenz ist ein flächendeckendes Angebot besonders wichtig, insbesondere um die Lücken im 
ländlichen Raum zu schließen, gegebenenfalls ergänzt durch digitale Lösungen bei spezifischen 
Themen. Neben den fortschreitenden positiven Entwicklungen scheint unter Betrachtung der 
steigenden Pflegeprävalenz für die weiteren spezifischen Zielgruppen ein Ausbau notwendig. Hier 
weisen die Ergebnisse auf Potenzial für einen stärkeren Einbezug und noch bessere Vernetzung mit 
weiteren Stellen und spezialisierten Akteuren hin, unterstützt durch eine stärkere Nutzung digitaler 
Beratungsmöglichkeiten.  

Qualifikation 

Insgesamt hat der überwiegende Teil der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater eine Ausbildung zur 
Pflegefachperson (42,6 %) oder Sozialversicherungsfachangestellten (44,1 %). Weitere Qualifikationen, 
wie Sozialarbeiter, Sozialpädagoge, Gesundheits- oder Pflegewissenschaftlicher Abschluss, andere 
pflegefachliche oder sozialrechtliche Abschlüsse sind nur selten vertreten. Der Anteil der 
Qualifikationen fällt je nach Anstellungsort unterschiedlich aus: Etwas mehr als die Hälfte der bei den 
Pflegekassen angestellten Pflegeberaterinnen und Pflegeberater haben eine Ausbildung als 
Sozialversicherungsfachangestellte (56,4 %), etwas mehr als ein Viertel (26,9 %) sind 
Pflegefachpersonen. Dagegen haben in Pflegestützpunkten tätige Pflegeberaterinnen und 
Pflegeberater zu 51,7 Prozent einen Abschluss als Sozialversicherungsfachangestellte und zu 
41,4 Prozent einen Abschluss als Pflegefachperson. Bei Dienstleistern sind fast ausschließlich 
Pflegefachpersonen beschäftigt. Im Vergleich zur Evaluation 2023 ist der Anteil der Pflegefachpersonen 
leicht gesunken und der Anteil der Sozialversicherungsfachangestellten stabil geblieben.  

Pflegeberaterinnen und Pflegeberater sind am häufigsten fortgebildet für die Bedarfe von Menschen 
mit Demenz (63 %); 32 Prozent haben eine Fortbildung für die Beratung von Menschen mit psychischen 
Erkrankungen und 29 Prozent für pflegebedürftige Kinder und Jugendliche, 22 Prozent für 
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pflegebedürftige Menschen mit Behinderung. Für die Bedarfe von Menschen mit 
Migrationshintergrund sind Pflegeberaterinnen und Pflegeberater zu 9 Prozent fortgebildet. Analog zur 
aktuellen Evaluation waren die Pflegeberaterinnen und Pflegeberater in den Evaluationen 2020 (40 %) 
und 2023 (59 %) am häufigsten zum Thema Demenz fortgebildet. Hervorstechend ist der Anstieg des 
Anteils der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater mit einer Fortbildung zur Beratung von 
pflegebedürftigen Kindern und Jugendlichen von 16 Prozent in 2020 auf jetzt 29 Prozent. 

Wie erfahren Versicherte vom Angebot? 

Die Erstinformation zur Pflegeberatung nach § 7a SGB XI durch die Pflegekassen erfolgt mehrheitlich zu 
70,6 Prozent mit Bereitstellung der Antragsunterlagen oder zu 25,5 Prozent vor der Begutachtung 
durch den Medizinischen Dienst. Nur 3,9 Prozent der Pflegekassen versenden diese Erstinformation 
erst mit dem Leistungsbescheid. Über die Hälfte der Pflegekassen setzt zusätzliche 
Informationsmaterialien wie Flyer ein oder verweist auf ihre Website. Setzen Pflegekassen 
Beratungsgutscheine ein, versenden 60 Prozent der Pflegekassen den Beratungsgutschein zusammen 
mit der Erstinformation zum Pflegeberatungsangebot. Informationen über die gesetzlichen Vorgaben 
zu Inhalt und Ablauf hinaus, nutzen 33 Prozent der Pflegekassen regulär nicht. Zum Versorgungsplan 
informieren 61 Prozent der Pflegekassen nach den gesetzlich vorgesehenen Informationen.  

Nutzende der Pflegeberatung geben zu 89 Prozent an, dass sie von ihrer Pflegekasse über das Angebot 
der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI informiert wurden und 77 Prozent wissen, dass sie das Angebot 
jederzeit in Anspruch zu nehmen können. Nicht-Nutzende der Pflegeberatung geben zu 56 Prozent 
deutlich seltener an, dass sie von ihrer Pflegekasse über das Pflegeberatungsangebot informiert 
wurden. Nicht-Nutzende mit Migrationshintergrund geben zu 44 Prozent an, die Information von ihrer 
Pflegekasse erhalten zu haben. Ebenfalls 57 Prozent der Nicht-Nutzenden wissen, dass sie die 
Pflegeberatung jederzeit in Anspruch nehmen können. Allerdings ist 33 Prozent der Nicht-Nutzenden 
das Beratungsangebot nach § 7a SGB XI nicht bekannt oder sie erinnern sich nicht. Nicht-Nutzende mit 
Migrationshintergrund wissen zu 44,7 Prozent vom Angebot, die Pflegeberatung jederzeit nutzen zu 
können. Dies verdeutlicht einen Rückgang der Informiertheit über das Beratungsangebot. Nutzende 
werden deutlich häufiger als die Nicht-Nutzende telefonisch (22 % vs. 9 %) oder in einem persönlichen 
Gespräch (38 % vs. 20 %) über das Beratungsangebot nach § 7a SGB XI von ihrer Pflegekasse aufgeklärt. 
Nutzende werden auch häufiger von anderen Akteuren auf das Beratungsangebot hingewiesen. Nicht-
Nutzende mit Migrationshintergrund erfahren seltener von anderer Stelle als der Pflegekasse vom 
Beratungsangebot. Weiterhin erinnern sich nur 12 Prozent der Nicht-Nutzende, aber 44 Prozent der 
Nutzende an die Information über den Versorgungsplan im Rahmen der Information durch die 
Pflegekassen. 

Ein großer Teil der Pflegekassen (78 %) nutzt neben den gesetzlich vorgeschriebenen Informationen 
weitere Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit, wie Artikel in Mitgliederzeitschriften (90 %), 
Werbemaßnahmen im Internet (60 %), öffentlichkeitswirksames Auftreten auf Veranstaltungen (53 %) 
und weisen bei Bedarf auf die Möglichkeit der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI hin (90 %). 
Beratungsstellen sind stark in der Öffentlichkeitsarbeit engagiert und nutzen unterschiedliche Mittel. 
Sofern vorhanden, nutzen sie die eigene Webseite zu 84 Prozent und vorhandene Social-Media-Kanäle. 
Die Information auf der Webseite, persönliches Vorstellen bei bestimmten Akteuren, 
Veröffentlichungen in Medien, die eigene Webseite, das Verteilen von Flyern in der Bevölkerung und 
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ambulanten Pflegediensten werden von den Beratungsstellen als am effektivsten eingeschätzt. Dies 
wird bisweilen durch fehlende personelle und zeitliche Ressourcen beschränkt. 

Inanspruchnahme und Kosten 

Nach Auswertungen der amtlichen Statistik nimmt von allen Leistungsbeziehenden ein Anteil von 
3,0 Prozent die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI in Anspruch. Die Inanspruchnahme variiert zwischen 
den Pflegekassen. Bei ausschließlicher Betrachtung von Personen mit Pflegegeldbezug oder 
ambulanten Leistungen erhöht sich die die Inanspruchnahme geringfügig. Nachdem die 
Inanspruchnahme der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI vom Jahr 2018 (5 %) auf das Jahr 2020 (3,1 %) 
sank, ist diese seitdem konstant geblieben. Im Vergleich zu Menschen ohne Migrationshintergrund 
nehmen Menschen mit Migrationshintergrund das Beratungsangebot seltener in Anspruch. Der 
Hauptanteil der Pflegeberatungen sind Erstberatungen, bei den Pflegeberatungen durch die 
Pflegekassen sind es 86,9 Prozent und bei den Pflegestützpunkten 63,5 Prozent. 

Für kassenindividuelle Pflegeberatungen nach § 7a SGB XI entstanden Gesamtkosten von rund 109 Mio. 
Euro im Jahr 2024 und für die Pflegeberatungen im Pflegestützpunkt von etwa 49 Mio. Euro. Für einen 
Beratungsfall durch kassenindividuelle Pflegeberaterinnen und Pflegeberater entstanden im Jahr 2024 
Kosten von ca. 796 Euro und für Beratungen in Pflegestützpunkten Kosten von 941 Euro. Im Vergleich 
zu 2018 zeigt sich eine Steigerung der Gesamtkosten, besonders für die Pflegestützpunkte mit 
86 Prozent. Der Anstieg der Kosten für die kassenindividuellen Pflegeberatungen fällt mit 5 Prozent im 
Vergleich eher gering aus. Die Berücksichtigung der Inflation legt für die Beratungen durch die Kassen 
eher einen Kostenrückgang und eine vermehrte Beauftragung externer Stellen nahe. 

Umfang, Ort und Form der Beratung 

Durchschnittlich führen Pflegeberaterinnen und Pflegeberater in vier Wochen 32 Beratungsgespräche 
mit 33 unterschiedlichen Personen durch. In der Hälfte der Beratungsfälle werden pflegebedürftige 
Personen und Angehörige beraten, in je einem Viertel der Fälle werden nur Angehörige oder 
pflegebedürftige Personen allein beraten. In Pflegestützpunkten werden etwas häufiger pflegende 
Angehörige allein beraten. Etwa ein Drittel der Nutzenden der Pflegeberatung wird dabei aktiv im 
Rahmen des Fallmanagements begleitet (z. B. bei der Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen). Für 
Erstberatungen benötigen die Pflegeberaterinnen und Pflegeberater etwas über zwei Stunden (128 
Minuten), was einer leichten Steigerung zur letzten Evaluation entspricht. Dabei entfallen 
durchschnittlich 22 Minuten auf die Vorbereitung, 64 Minuten auf das Erstgespräch und 42 Minuten auf 
die Dokumentation im Anschluss an das Gespräch. Eine anschließende Koordination der Versorgung 
benötigt durchschnittlich 38 Minuten. Von den Pflegeberaterinnen und Pflegeberatern betrachten 
85 Prozent die Zeit als ausreichend. Ebenso 93,4 Prozent der Nutzenden finden die zur Verfügung 
stehende Zeit ausreichend. 

Als Optionen bieten Pflegeberaterinnen und Pflegeberater zu 80 Prozent Pflegeberatungen nach § 7a 
SGB XI in der Häuslichkeit der Betroffenen, zu 81 Prozent per Telefon, zu 56 Prozent in den 
Räumlichkeiten ihrer Organisation, zu 18 Prozent an einem anderen Ort und zu 26 Prozent per Video 
an. Der Anteil des vorgehaltenen Angebots videogestützter Beratungen erhöhte sich deutlich von 
vormals 14 Prozent. Tatsächlich durchgeführt werden die Erst- und Wiederholungsberatungen 
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hauptsächlich in der Häuslichkeit (41 %) und telefonisch (43 %). In Beratungsstellen finden 15 Prozent 
der Beratungen statt, 1 Prozent an einem anderen Ort und 0,3 Prozent per Video. Erstberatungen 
werden fast zur Hälfte in der Häuslichkeit geführt. Dies ist eine Steigerung der Beratungen in der 
Häuslichkeit im Vergleich zur Evaluation 2023, die aber weiter unter dem Anteil von 66 Prozent der 
Evaluation 2020 liegt. Lange Anfahrtswege und Wartezeiten oder das Ausweichen auf eine telefonische 
Beratung sind Gründe für nicht in der Häuslichkeit stattfindende Pflegeberatungen. Die Einschätzung 
der befragten Pflegeberaterinnen und Pflegeberater deckt sich mit denen der pflegebedürftigen 
Personen. Nach den Angaben der Nutzenden fand das letzte Beratungsgespräch zu 46 Prozent 
telefonisch, zu 44 Prozent in der Häuslichkeit, wenige an einem anderen Ort und 0,2 Prozent als 
Videoberatung statt. Für Menschen mit Migrationshintergrund fand das letzte Gespräch mit 
54,3 Prozent häufiger in der Häuslichkeit und mit 34,5 Prozent seltener telefonisch statt. 

Gründe für die Inanspruchnahme einer Beratung 

Die Nutzenden nehmen die Pflegeberatung in Anspruch bei Fragen zu Leistungen der 
Pflegeversicherung (74 %), Bedarfen bei der Auswahl von Hilfsmitteln (39 %) oder technischen 
Hilfsmittel (29 %) und bei Fragen zu Wohnraumanpassungen (27 %). Jeweils ein Drittel benötigt 
Beratung bei der Suche nach Angeboten zur Unterstützung im Alltag oder Verschlechterung der 
Pflegesituation. Weitere Gründe sind Unterstützung bei Anträgen und Formularen (25 %) oder beim 
Verständnis des Pflegegrad-Bescheids bzw. Gutachtens des Medizinischen Dienstes (23 %). Einen 
geringeren Anteil machen die in der aktuellen Evaluation im Fokus stehenden Beratungsthemen aus: 
11 Prozent nennen Informationsbedarfe bei Demenzerkrankungen, 2 Prozent Fragen zum Hitzeschutz, 
jeweils ca. 11 Prozent Fragen zu Rehabilitation oder zu Gesundheitsförderung und Prävention, 
1 Prozent Fragen zu digitalen Angeboten (z. B. Apps zur Dokumentation). Fragen zur (Prävention von) 
Gewalt in der Pflege wurden in keinem Fall als Grund für die Inanspruchnahme genannt. Nutzende, die 
keine Informationen zu diesen Themen erhalten, haben vor allem Interesse an Informationen zu 
Rehabilitationsmaßnahmen 39 Prozent, Gesundheitsförderung und Prävention 44Prozent bis 
47 Prozent und Demenzerkrankungen 22 Prozent. 

Inhalte der Beratung und Versorgungsplan 

Übereinstimmend mit ihren Bedarfen, geben Nutzende an, dass sie hauptsächlich zu Leistungen der 
Pflegeversicherung beraten werden und Unterstützung bei der Antragstellung erhalten. 
Pflegeberaterinnen und Pflegeberater beraten nach eigener Angabe am häufigsten ausführlich zum 
Pflegegeld (46 %), Hilfsmitteln (41 %), Wohnraumanpassungen (35 %) und technischen Hilfsmitteln 
(29 %). In 48 Prozent der Erstberatungen erfolgt eine Unterstützung bei der Antragstellung oder 
Information zu Leistungserbringern (52 %) und Qualität und Sicherstellung der häuslichen Pflege (47 %), 
z. B. über die Einbindung eines ambulanten Pflegedienstes. Die Entlastung pflegender Angehöriger ist 
mit 66 Prozent ein häufiges Thema in Erstberatungen, Angehörigenschulungen sind lediglich in 
9,5 Prozent relevant. Die hier evaluierten Schwerpunktthemen Demenz, Hitzeschutz, (Prävention von) 
Gewalt in der Pflege, Gesundheitsförderung und Prävention sind aus Sicht der Pflegeberaterinnen und 
Pflegeberater selten relevant für Erstberatungen. Wenn Pflegeberatende die Themen ansprechen, 
bemerken sie häufig ein Interesse der Nutzenden an den Themen Gesundheitsförderung und 
Prävention und Digitalisierung. Menschen mit Migrationshintergrund äußern sich hierzu deutlich 
häufiger aufgeschlossen und haben größere Informationsbedarfe. 
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Ein Versorgungsplan wird von 92 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater erstellt und damit 
in etwa gleich häufig zur Evaluation 2023. Der Versorgungsplan wird meist elektronisch und nur selten 
später als drei Tage nach dem Beratungsgespräch erstellt. Die Pflegeberaterinnen und Pflegeberater 
händigen in 62,6 Prozent der Fälle den Versorgungsplan an die Ratsuchenden aus oder planen dies. 
Weniger als ein Zehntel der Versorgungspläne werden mehr als eine Woche nach dem 
Beratungsgespräch übermittelt. Der Versorgungsplan wird damit deutlich häufiger als in den 
Evaluationen zuvor mit den Ratsuchenden geteilt. Bei der Beratung von Menschen mit 
Migrationshintergrund wird ein Versorgungsplan ebenso häufig erstellt und ausgehändigt. Sie erhalten 
den Versorgungsplan häufiger per E-Mail und er wird ihnen seltener direkt oder per Post ausgehändigt. 
Die Aufklärung über den Zweck und die Nutzung durch die Ratsuchenden erfolgt noch nicht 
durchgehend, etwa ein Viertel der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater bespricht dies ausführlich. 

Im Gegensatz zu den Pflegeberaterinnen und Pflegeberatern nehmen die Nutzenden den 
Versorgungsplan in 74 Prozent der Fälle nicht wahr. Sie nehmen an, dass dieser nicht erstellt wurde, 
oder erinnern sich nicht daran. Im Vergleich zur Evaluation 2023 nehmen mehr Nutzende den 
Versorgungsplan wahr. Von den Personen, die einen Versorgungsplan wissentlich erhalten haben, 
nutzen 78 Prozent diesen als Erinnerung an Vereinbarungen, zur Strukturierung der nächsten 
Handlungsschritte und Umsetzung der besprochenen Maßnahmen. 

Von den Pflegeberaterinnen und Pflegeberatern erkundigen sich 75 Prozent im Nachgang oder bei 
Aktualisierung des Versorgungsplans aktiv nach der Umsetzung. Fast ebenso viele (74 %) nutzen ihn 
gemeinsam mit den Pflegebedürftigen, um sicherzustellen, dass die Maßnahmen umgesetzt werden. 
Einem Drittel fehlt die Zeit, sich regelmäßig nach der Umsetzung zu erkundigen. Einige Aussagen der 
Pflegeberaterinnen und Pflegeberater werten das Format des Versorgungsplans als wenig 
alltagspraktisch; teilweise wurden zusätzlich eigene Ziel- und Maßnahmenpläne erstellt. Zur Umsetzung 
des Versorgungsplans kooperieren 38 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater mit anderen 
Akteuren. Ein Fünftel teilt dabei den Versorgungsplan zumindest manchmal über digitale Schnittstellen. 
Von den Pflegekassen stellen 27 Prozent dafür digitale Plattformen bereit. Übernehmen externe 
Dienstleister die Beratung, stellen sie in 68 Prozent eine Plattform zur Übermittlung zur Verfügung. 
Beratungsstellen nutzen den Versorgungsplan jeweils zu 50 Prozent zur Koordination von Maßnahmen 
mit anderen Akteuren oder der Umsetzung der Maßnahmen oder aktualisieren den Versorgungsplan. 
Vorteile werden von den Pflegeberaterinnen und Pflegeberatern in der Bündelung von Informationen, 
der Vermeidung von Doppelberatungen und Fehlinformationen und besserer Absprache zwischen den 
Akteuren gesehen. 

Qualität und Zufriedenheit mit der Beratung 

Insgesamt zeigen sich wie bei der Erhebung 2023 die meisten Nutzenden sehr zufrieden mit der 
Pflegeberatung. Sie würden die Pflegeberatung mit einer 83-prozentigen Wahrscheinlichkeit 
weiterempfehlen. Deutlich mehr als die Hälfte ist voll und ganz zufrieden (58,5 %) und 28,6 Prozent sind 
eher zufrieden mit der Pflegeberatung. In der Zufriedenheit zeigen sich kaum Unterschiede zwischen 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund. Anteilig etwas mehr Menschen mit 
Migrationshintergrund empfinden ihre Pflegesituation durch die Pflegeberatung besser organisiert. 
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Von den Nutzenden erleben 93,7 Prozent die Beratung als neutral und unabhängig. Weiter geben 
89 Prozent an, dass ihnen kein bestimmter Anbieter von Pflegeleistungen nahegelegt wurde, obwohl 
sie einen anderen bevorzugen. Etwa 41,3 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater geben an, 
einen konkreten Anbieter von Pflegeleistungen zu empfehlen. Bei einer konkreten Empfehlung wird 
von 40,9 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater angegeben, auf welchen Quellen ihre 
Empfehlung beruht. Über ihren Auftraggeber informieren 66,7 Prozent, weitere 31 Prozent sehen 
davon ab, da ihr Auftraggeber offensichtlich erscheint. Die Nutzenden bewerten die soziale Kompetenz 
der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater überwiegend positiv. Sie können dem Gespräch gut folgen 
(92,1 %) und es wird auf alle Wünsche und Bedarfe eingegangen (87,6 %). Drei Viertel der Nutzenden 
gaben an, dass ausreichend auf ihre persönliche Situation eingegangen wird. 

Pflegeberaterinnen und Pflegeberater schätzen ihre eigene Beratungskompetenz als hoch ein und 
fühlen sich zu 97 Prozent ausreichend für ihre Arbeit qualifiziert. Qualitätssicherungsmaßnahmen wie 
Kundenzufriedenheitsbefragungen, Auswertungen der Beratungsinhalte und -ergebnisse führen 
76 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater regelmäßig durch. Fort- oder 
Weiterbildungsangebote zu sozialrechtlichen Inhalten stehen 79,4 Prozent, zu sozialen Kompetenzen 
78,6 Prozent, zu Bedarfen von Menschen mit Demenz 78,6 Prozent, zu pflegefachlichen Inhalten 
75,4 Prozent, zu Wohnraumanpassungen 64,3 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater zur 
Verfügung. Seltener zur Verfügung stehen Fort- oder Weiterbildungsmöglichkeiten für 
Pflegeberaterinnen und Pflegeberater zu Gesundheitsförderung und Prävention für pflegende 
Angehörige 61,9 Prozent und pflegebedürftige Personen 61,1 Prozent, Hitzeschutz 56,3 Prozent, zu 
digitalen Angeboten 52,4 Prozent, zu (Prävention von) Gewalt in der Pflege 54 Prozent, zu Rehabilitation 
40,5 Prozent oder zu kulturellen und biografischen Besonderheiten in der Beratung 35 Prozent. Für 
herausfordernde Gesprächssituationen haben sich 69,4 Prozent der Pflegeberaterinnen und 
Pflegeberater Problemlösetechniken selbst angeeignet, 46,3 Prozent wurden geschult. Etwas mehr als 
jeder dritte Nutzende (36 %) wurde von unterschiedlichen Personen beraten. Als 
Verbesserungsvorschlag äußern 35 Prozent den Wunsch nach mehr personeller Kontinuität. Etwa ein 
Anteil von 22 Prozent weiß nicht, an wen sie sich wenden sollen, wenn ihre Pflegeberaterin oder ihr 
Pflegeberater nicht erreichbar ist. Die Pflegeberaterinnen und Pflegeberater treffen in der 
überwiegenden Mehrheit dazu klare Regelungen (84,5 %). Aus Nutzendenperspektive wird die 
personelle Kontinuität ggf. etwas unterschätzt, da möglicherweise unterschiedliche Beratungsformen 
verwechselt werden. Von den Nutzenden der Pflegeberatung geben 38,1 Prozent an, keine 
Unterstützung zur Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen zu benötigen und bei 49,7 Prozent war es 
nicht notwendig, Kontakt zu anderen Stellen aufzubauen. Von den Nutzenden, die Bedarf an aktiver 
Unterstützung durch ein Fallmanagement äußern, erhielten 64,9 Prozent Unterstützung bei der 
Umsetzung der besprochenen Maßnahmen, 45,8 Prozent erhielten Unterstützung beim Aufbau von 
Kontakt zu anderen Stellen. Diese Ergebnisse sind konsistent zur Evaluation 2023.  

Als Herausforderung in der Beratung erleben 87 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater, 
dass die pflegebedürftige Person oder die Hauptpflegeperson keine Pflegeleistungen durch fremde 
Personen möchten, 59 Prozent sehen Konflikte zwischen den Ratsuchenden und 40 Prozent nannten, 
dass die Ratsuchenden zumindest manchmal Ämtern und Behörden kritisch gegenüberstehen. Der 
Hälfte der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater fehlen zumindest manchmal Möglichkeiten oder 
Hilfsmittel zur barrierefreien Kommunikation bei Beeinträchtigungen des Hörens oder Sehens, 
Sprachbeeinträchtigungen oder kognitiven Beeinträchtigungen. 39 Prozent fehlen zumindest 
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manchmal Informationen zu digitalen Angeboten. Die Beratenden gehen davon aus, dass ältere 
Menschen eher wenig Bezug zu digitalen Angeboten haben. Pflegeberaterinnen und Pflegeberater 
sehen einen starken Nutzen von Gesundheitsförderung und Prävention für Ältere. Die individuellen 
Lebenslagen der Nutzenden kennt die Hälfte der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater gut, 41 Prozent 
fehlt manchmal die Zeit, auf diese ausreichend eingehen zu können. 

Kooperation und Vernetzung in der Beratung 

Neben der Beratung als Hauptaufgabe der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater ist die strukturierte 
Zusammenarbeit bzw. Netzwerkarbeit ein untergeordneter, aber wesentlicher Teil der Tätigkeit. In 
Arbeitsverträgen wird Netzwerkarbeit bei 33 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater nicht 
erwähnt. Für ein Drittel der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater, die nicht in einem Pflegestützpunkt 
arbeiten, ist die Teilnahme an Veranstaltungen und die aktive Netzwerkarbeit nicht Teil ihrer 
Arbeitsaufgaben. Für 93 Prozent der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater im Pflegestützpunkt ist die 
aktive Netzwerkarbeit und für alle die Teilnahme an Veranstaltungen mindestens im geringen Umfang 
Teil ihrer Arbeitsaufgaben. Unter den Beratungsstellen mit Pflegeberatungsangebot nach § 7a SGB XI 
zählt die aktive Netzwerkarbeit und die Teilnahme an Netzwerktreffen oder Veranstaltungen in den 
meisten Fällen zu den Arbeitsaufgaben. Der eventuell durch die Covid-19-Pandemie beobachtete 
Rückgang der Vernetzungstätigkeit in der Evaluation 2023 zeigt sich aktuell damit nicht mehr. 
Beratungsstellen und Pflegeberaterinnen und Pflegeberater sehen zu etwa zwei Dritteln einen 
Mehrwert in der Zusammenarbeit mit anderen Stellen. So werde ein fachlicher Austausch und eine 
bedarfsgerechte Beratung ermöglicht oder der organisatorische Aufwand reduziert. 

Beratungsbesuche in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 Absatz 3 SGB XI 

Die Beratungsbesuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI werden hauptsächlich durch Beratungspersonen von 
ambulanten Pflegediensten (86,3 %) erbracht. Von den Pflegekassen beauftragte überregionale 
Dienstleister erbringen 7,5 Prozent, Beratungsstellen 3,4 Prozent und selbstständige 
Beratungspersonen 4,6 Prozent der Beratungsbesuche. 26 Prozent der befragten Beratungsstellen, 
knapp ein Drittel davon Pflegestützpunkte, führen Beratungsbesuche in der eigenen Häuslichkeit 
durch. Kommunale Beauftragte für bestimmte Zielgruppen, Beratungsstellen im Rahmen der örtlichen 
Altenhilfe oder Beratungsstellen für die Gewährung der Hilfe zur Pflege nach SGB XII erbringen deutlich 
weniger Beratungsbesuche. Seit der Evaluation 2023 haben zwei Bundesländer - Baden-Württemberg 
(2024) und Rheinland-Pfalz (2025) - ihre Rahmenverträge aktualisiert. Sieben Bundesländer greifen nun 
die Empfehlungen zum Inhalt der Rahmenverträge nach § 75 SGB XI in der ambulanten Pflege 
Beratungsbesuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI auf, acht Rahmenverträge stammen aus dem Jahr 1995, 
so dass gesetzliche Weiterentwicklungen seitdem nicht abgebildet sind. 

Aus dem Verhältnis von Sekundärdaten zu durchgeführten Beratungsbesuchen und 
Pflegegeldbeziehenden nach der amtlichen Statistik ergeben sich im Jahr 2024 für ausschließlich 
Pflegegeldbeziehende mit Pflegegrad 2 durchschnittlich 1,3, mit Pflegegrad 3 durchschnittlich 1,5 und 
mit den Pflegegrad 4 und 5 jeweils durchschnittlich 2,6 Beratungsbesuche. Von den Beratungspersonen 
werden in vier Wochen durchschnittlich 28,9 Beratungsbesuche durchgeführt. Die Dauer der 
Beratungsgespräche beträgt im Mittel 45 Minuten, wobei Folgebesuche im Mittel 11 Minuten kürzer 
ausfallen als Erstbesuche in der Häuslichkeit. Videogestützte Folgebesuche dauern im Mittel 27 
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Minuten. Von den Beratungspersonen sehen über 85 Prozent die Beratungszeit für Erst- und 
Folgeberatungen als ausreichend an. 

Beratungspersonen und Pflegegeldbeziehende geben an, das in über der Hälfte der Beratungen zu 
Leistungsansprüchen des SGB XI, zu Angeboten zur Unterstützung im Alltag oder Entlastung von 
Angehörigen beraten wird. Ebenfalls häufig sind die Belastung von pflegenden Angehörigen und Fragen 
zur Verhinderungspflege Thema. Eine Kurzintervention findet in vier Wochen in 23 Prozent der Fälle 
statt, 45 Prozent der Pflegegeldbeziehenden werden Pflegetechniken gezeigt. Beratungspersonen 
thematisieren die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI in 18 Prozent der Fälle. Pflegegeldbeziehende 
erleben nur geringe Unterschiede hinsichtlich der Inhalte von videogestützten Beratungsbesuchen und 
Beratungen in der Häuslichkeit. Beratungspersonen führen in videogestützten Beratungsbesuchen 
seltener Kurzinterventionen durch als in der Häuslichkeit (10 % vs. 24 %). Dies stärkt die Annahme, dass 
Videokonferenzen nur bei als stabil eingeschätzten Situationen angeboten werden. 

Die Qualität der Beratungsbesuchen nach § 37 Absatz 3 SGB XI wird von den Beratungspersonen und 
Pflegegeldbeziehenden wie in den Evaluationen zuvor als sehr hoch eingeschätzt. Der Großteil der 
Pflegebedürftigen (91,3 %) findet, dass genügend Zeit für die Beratung zur Verfügung steht und die 
besprochenen Themen gut verstanden (91,1 %) und die meisten Fragen beantwortet werden (93,8 %). 
Beratungspersonen sind zu über 92 Prozent der Meinung, dass die Betroffenen nach dem 
Beratungsbesuch genau wissen, welche Leistungsansprüche sie haben. 78 Prozent der 
Pflegegeldbeziehenden kennen ihre Leistungsansprüche nach den Beratungsbesuchen besser. Bei 
61 Prozent führte der Beratungsbesuch zur Verbesserung der häuslichen Pflegesituation und sie 
kennen zu 76 Prozent Anlaufstellen in der Region für den Bedarfsfall. Informationen zu Tages- oder 
Nachtpflege, Rehabilitation, Pflegezeit bzw. Familienpflegezeit oder Hitzeschutz, Pflegekurse, digitale 
Angebote oder zur (Prävention von) Gewalt erhält nur ein Teil der Pflegegeldbeziehenden. Die 
Informiertheit blieb im Vergleich zur letzten Evaluation überwiegend gleich. Für Gesundheitsförderung 
und Prävention hat sie sich im Vergleich zur letzten Evaluation gesteigert. 

Beratungspersonen begleiten die pflegebedürftigen Personen in der Regel kontinuierlich über einen 
längeren Zeitraum. Auch bei videogestützten Beratungen werden fast ausschließlich bereits aus 
häuslichen Beratungsbesuchen bekannte pflegebedürftige Personen beraten. Knapp die Hälfte der 
Beratungspersonen schätzt die Nachfrage an Beratungsbesuchen nach § 37 Absatz 3 SGB XI höher ein 
als das Angebot, was die Kontinuität einschränken kann. Bei 71 Prozent der Pflegegeldbeziehenden 
berät mindestens überwiegend dieselbe Beratungsperson. Pflegegeldbeziehende fühlen sich nur selten 
durch den Beratungsbesuch kontrolliert, fast die Hälfte hat das Gefühl, die Themen der Beratung in 
Teilen selbst bestimmen zu können. Dies könnte in dem speziellen Beratungsauftrag der 
Beratungseinsätze nach § 37 Absatz 3 SGB XI, der Sicherung der Qualität der häuslichen Pflege und 
regelmäßige Hilfestellung bzw. praktische pflegefachliche Unterstützung der häuslich Pflegenden 
geschuldet sein. 

Weniger als 1 Prozent der Pflegegeldbeziehenden und 55,1 Prozent der Beratungspersonen geben an, 
dass bei Beratungsbesuchen in der Häuslichkeit nicht sichergestellte Pflege festgestellt wurde. Im 
Zeitraum von vier Wochen stellten dies Beratungspersonen in 2,3 Prozent der Beratungsbesuche fest. 
Damit ist nicht sichergestellte Pflege weiterhin kein häufiges Phänomen, dennoch ist eine Steigerung im 
Vergleich zur letzten Evaluation 2023 zu verzeichnen. In keinem videogestützten Beratungsbesuch 
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wurde eine nicht sichergestellte Pflege festgestellt. Die Option der Videoberatung wird bei Hinweisen 
auf nicht sichere Situationen offenbar nicht angeboten. Beratungspersonen geben als häufigste 
Gründe für eine nicht sichergestellte Pflege die Überlastung der pflegenden Angehörigen, 
Verschlechterung des Gesundheitszustandes der pflegebedürftigen Person, eine Zweckentfremdung 
des Pflegegelds oder Ablehnung der Pflege durch die pflegebedürftige Person an. Gewalt in der Pflege 
wird von 10,4 Prozent als Grund genannt. 

Beratungspersonen empfehlen bei nicht sichergestellter Pflege am häufigsten die Nutzung von 
Leistungen der Verhinderungspflege (51,9 %), Überprüfung des Pflegegrades (46,7 %) und die Nutzung 
einer Pflegeberatung nach § 7a SGB XI (46,7 %) und die Nutzung technischer Hilfsmittel (41,5 %). In 
85 Prozent der Beratungsbesuche mit nicht sichergestellter Pflege geben die pflegebedürftigen 
Personen ihre Einwilligung zur Weiterleitung der Ergebnisse an die Pflegekasse. Bei akuten 
Gefährdungssituationen geben 83,3 Prozent der Beratungspersonen die Information auch ohne 
Einwilligung an die Pflegekassen weiter oder ergreifen andere Maßnahmen. Der Weiterleitung der 
Ergebnisse für eine Pflegeberatung nach § 7a SGB XI stimmen 60,3 Prozent zu. Die Zustimmungswerte 
liegen über den Werten der letzten Evaluation und sprechen für ein weiterhin hohes Vertrauen in die 
Beratungspersonen und die Kompetenz der Pflegekassen. 

Bei nicht sichergestellter Pflege kontaktieren die Pflegekassen die Beratungsperson in 41,2 Prozent der 
Fälle. Bei sichergestellter Pflege oder fehlender Einwilligung zur Weiterleitung der Ergebnisse geschieht 
dies in einem geringeren Umfang. Die Pflegekassen bewerten die Zusammenarbeit mit den 
Beratungspersonen als konstruktiv, Unklarheiten können meist schnell geklärt werden. 
Beratungspersonen geben an, seltenen Kontakt zu den Pflegekassen zu haben. Von den Pflegekassen 
kontaktieren 53,0 Prozent Versicherte bei sichergestellter Pflege mindestens häufig, um Pflegeberatung 
nach § 7a SGB XI anzubieten oder auf die empfohlenen Maßnahmen hinzuwirken 56,9 Prozent. Bei 
nicht sichergestellter Pflege kontaktieren die Pflegekassen die Versicherten mindestens häufig in 
86,3 Prozent der Fälle zur Inanspruchnahme von Sach- oder Kombinationsleistungen, zu 84,3 Prozent, 
um auf die Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen hinzuwirken und in 82,3 Prozent für ein Angebot 
einer Pflegeberatung nach § 7a SGB XI. Bei fehlender Einwilligung werden die Versicherten deutlich 
seltener kontaktiert. Laut der Pflegekassen reagieren die Versicherten überwiegend positiv über die 
Kontaktaufnahme und angebotene Unterstützung. Pflegekassen kontaktieren andere Akteure wie den 
Medizinischen Dienst zur erneuten Begutachtung, Ärzte oder Instanzen zur Initiierung einer rechtlichen 
Betreuung oder leiten Erkenntnisse an diese bei nicht sichergestellter Pflege deutlich häufiger weiter 
als bei sichergestellter Pflege. Zudem prüfen 68,6 Prozent der Pflegekassen mindestens häufig, ob eine 
Kürzung oder der Entzug des Pflegegelds notwendig ist. 

Hinsichtlich Vernetzung der Beratungsbesuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI führen 26 Prozent der 
Beratungspersonen auch Pflegeberatungen nach § 7a SGB XI durch. Ebenso führen 30 Prozent der 
Pflegeberaterinnen und Pflegeberater Beratungsbesuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI durch. In der 
Gesamtheit wird die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI weiterhin wenig thematisiert in den 
Beratungsbesuchen nach § 37 Absatz 3 SGB XI. 18 Prozent der Beratungspersonen sprechen das 
Thema an und 13 Prozent stellen einen Kontakt zu einer Pflegeberaterin oder einem Pflegeberater her. 
Beratungspersonen sehen in 7 Prozent der Beratungsbesuche eine Pflegeberatung nach § 7a SGB XI 
angezeigt, in 5 Prozent der Fälle wird der Wunsch von den Pflegegeldbeziehenden geäußert. Dieser 
Anteil liegt geringfügig über dem der letzten Evaluation. Nur wenige Pflegeberatungen nach § 7a SGB XI 
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finden als Folge eines Beratungsbesuchs nach § 37 Absatz 3 SGB XI statt. Auch ein damit verbundener 
Datenaustausch zwischen den Beratungsformen findet nicht immer statt. 

Die Ergebnisse zu den videogestützten Beratungsbesuchen stützen sich bei den Beratungspersonen 
und den Pflegegeldbeziehenden auf vergleichsweise wenige Personen mit Erfahrung in der 
Videoberatung. Ungeachtet dessen liefern die Ergebnisse interessante Eindrücke zur Gestaltung der 
Videoberatung. Fast die Hälfte (48,4 %) der Beratungspersonen bietet keine videogestützten 
Beratungsbesuche an. Ein Viertel (24,2 %) der Beratungspersonen, die Videoberatungen nutzt, führen 
in vier Wochen im Mittel 19,0 Prozent videogestützte Beratungsbesuche durch. Beim ersten 
Beratungsbesuch weist ein Viertel der Beratungspersonen auf die Möglichkeit der videogestützten 
Beratung hin. Als häufigsten Grund für die Entscheidung gegen einen videogestützten 
Beratungsbesuch geben Beratungspersonen eine fehlende Nachfrage (82 %) an, wobei die Interviews 
mit den Beratungspersonen durchaus eine Nachfrage zeigen. Videoberatungen werden eher nur bei 
bereits bekannter und als sicher eingeschätzter Situation angeboten. Weiter wird die Videoberatung 
von 56,2 Prozent der Beratungspersonen als ungeeignet eingeschätzt, um die Ziele der Beratung zu 
erreichen oder einen guten Einblick in die Pflegesituation (50,8 %) zu erhalten. Knapp ein Drittel verfügt 
nicht über die technischen Voraussetzungen und 39,1 Prozent sehen technische Probleme in der 
Durchführung. 

Ein kleiner Teil der befragten Versicherten (1,9 %) hat bisher einen videogestützten Beratungsbesuch 
erhalten. Der Vorschlag einer Videoberatung kam zu 63,2 Prozent von der Beratungsperson. Die 
Mehrheit der Pflegegeldbeziehenden ohne zurückliegende videogestützte Beratungsbesuche möchte 
auch in Zukunft keine Videoberatungen in Anspruch nehmen. Nur ein kleiner Teil ist bereits in 
Absprache zur zukünftigen Nutzung. Gründe gegen eine Videoberatungen sind fehlende technische 
Rahmenbedingungen, Unkenntnis vom videogestützten Angebot, Sorge vor Problemen bei der 
Durchführung oder ungenügender Berücksichtigung der persönlichen Situation. Konnte ein 
videogestützter Beratungsbesuch aufgrund technischer Probleme nicht durchgeführt werden, wurde 
dieser von den Beratungspersonen innerhalb von wenigen Tagen nachgeholt. In der Einschätzung der 
Angemessenheit der gesetzlichen Regelungen zur Häufigkeit der videogestützten Beratungsbesuche 
ergibt sich kein einheitliches Bild unter den Beratungspersonen. Bei höheren Pflegegraden und 
besonderen Zielgruppen oder Pflegesituation, wie einer vorliegenden Demenz oder Bettlägerigkeit 
oder kürzerem Zeitraum mit Pflegegeldbezug, liegt eine zurückhaltende Zustimmung vor. Andererseits 
fragen gerade jüngere und bereits länger pflegende Angehörige eine Videoberatung aktiv nach. 

Zusammenfassung und Fazit 

Die Pflegekassen bieten weiter ein verlässliches und qualitativ hochwertiges Angebot an 
Pflegeberatung nach § 7a SGB XI. Die Nutzenden sind mehrheitlich sehr zufrieden mit der Beratung. 
Die Beratung findet im Vergleich zur unter dem Einfluss der Covid-19-Pandemie stehenden Evaluation 
2023 wieder häufiger in der Häuslichkeit der pflegebedürftigen Personen statt. Die telefonische 
Beratung bleibt eine ebenfalls oft genutzte Form, wohingegen die Videoberatung trotz stark 
gewachsenem Angebot selten genutzt wird. Neben den bisher genutzten Zugangsformen für die 
Beratung sollte die angestrebte, fortschreitende Digitalisierung berücksichtigt werden. Für spezifische 
Zielgruppen sind lokale Beratungsangebote vorhanden, sie sind allerdings schwer flächendeckend 
umzusetzen. Für verbreitete Bedarfe, wie eine Demenzerkrankung, sollten die Lücken durch Angebote 
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vor Ort jedoch geschlossen werden. Um Expertinnen und Experten niedrigschwellig für seltener 
vorkommende spezifische Bedarfe, wie bei Menschen mit psychischen Erkrankungen oder 
Behinderung, pflegebedürftigen Kindern und Jugendlichen und Menschen mit Migrationshintergrund, 
hinzuziehen zu können, sollten digitale Angebote gezielt ausgebaut werden, z. B. für Pflegestützpunkte. 
Potenziale, wie z. B. flächendeckende Beratungsstrukturen, insbesondere in ländlichen Regionen, und 
rasche Kontaktaufnahme, bietet der Einsatz von Videokommunikation, ggf. zusätzlich ergänzt durch 
asynchrone Formate. Es sollte darauf hingewirkt werden, etwaige Hemmnisse gegenüber 
Videoberatungen abzubauen und erforderliche Voraussetzungen zu etablieren. Dafür bedarf es der 
strukturellen und persönlichen technischen Voraussetzungen und der Stärkung der digitalen 
Kompetenzen auf Seiten der Beratenden und der Pflegebedürftigen. Das setzt voraus, dass sie selbst 
die digitalen Formate anwenden können, um Pflegebedürftigen und Angehörigen die Potenziale 
aufzeigen und die Nutzung auch bei Vorbehalten und technischen Herausforderungen kompetent 
begleiten zu können. Auf Angebote zur Stärkung der digitalen Teilhabe älterer Menschen außerhalb 
des Kontexts der Gesundheitsversorgung sollte verwiesen werden.  

Die Strukturen der Pflegeberatung in den Ländern sind gleichbleibend gut, für die Anzahl der 
Pflegestützpunkte konnte in der Hälfte der Bundesländer ein weiterer Ausbau verzeichnet werden. Die 
Zusammenarbeit und Vernetzung mit anderen Akteuren ist im Vergleich zur Evaluation 2020 für mehr 
Pflegeberaterinnen und Pflegeberater Teil der Arbeitsaufgaben. Gleichzeitig sehen mehr 
Beratungsstellen ohne bisherige Zusammenarbeit mit anderen Akteuren einen Bedarf an Vernetzung, 
die umgesetzt werden sollte. Die im Entwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes vorgesehene 
bundesweite und kassenartenübergreifende Organisationsform der Pflegebegleitung kann in diesem 
Sinne der Weiterentwicklung der Pflegeberatungsstrukturen und einer besseren Vernetzung dienen. 

Trotz der erfolgenden gesetzlich vorgesehenen Information zum Beratungsangebot nach § 7a SGB XI 
durch die Pflegekassen und Öffentlichkeitsarbeit, ist das Angebot weiterhin nicht allen 
Anspruchsberechtigten bekannt. Die Bekanntheit sollte durch die Pflegekassen über verschiedene 
Wege der Öffentlichkeitsarbeit erhöht werden. Mit Umsetzung des Pflegeneuordnungsgesetzes wird 
die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI, gemeinsam mit den Beratungsbesuchen nach § 37 Absatz 3 
SGB XI aufgehen in der Pflegebegleitung. Die Begleitung soll dann auch durch Kommunen erbracht 
werden können. Pflegebedürftige mit Pflegegrad 2 und 3, die ausschließlich Pflege durch Angehörige, 
d.h. das neue Entlastungsbudget nutzen, werden in den ersten Monaten das Entlastungsbudget nur 
hälftig erhalten. Es ist davon auszugehen, dass die Reform Chancen bietet, die Bekanntheit und 
Inanspruchnahme weiter zu erhöhen. Die Wirkungen sollten entsprechend evaluiert werden. 

Ein Versorgungsplan wird praktisch immer erstellt. Er wird allerdings nur selten genutzt, um die 
Versorgung mit den Pflegebedürftigen und weiteren Akteuren zu koordinieren. Insbesondere das 
bisher wenig vorkommende digitale Teilen des Versorgungsplans ist zu stärken, um das Potenzial 
nutzbarer zu machen. Auch hier sind digitale Kompetenzen für beratende Personen und 
Pflegebedürftige notwendig. Die Beratung zu den Themen (Prävention von) Gewalt in der Pflege, 
Hitzeschutz, digitale Angebote erfolgt noch selten und eher reaktiv statt präventiv. Um dem 
Beratungsbedarf von Pflegebedürftigen nachzukommen, benötigen die Pflegeberaterinnen und 
Pflegeberater nach wie vor Möglichkeiten der Fort- und Weiterbildung. Gerade das sensible Thema der 
(Prävention) von Gewalt in der Pflege kann durch fachliche Sicherheit gezielter aufgegriffen werden. 
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Die Nutzenden der Pflegeberatung mit einem Migrationshintergrund sind überwiegend zufrieden mit 
der Pflegeberatung. Allerdings erreicht sie die Information zum Beratungsangebot nach § 7a SGB XI 
seltener und sie haben weniger Kenntnisse über das hiesige Pflege- und Gesundheitssystem. Hier 
bedarf es der Umsetzung mehrsprachiger Zugangswege und Informationsmaterialien, um die 
Zielgruppe besser zu erreichen. Menschen mit Migrationshintergrund äußern ebenfalls mehr 
Verbesserungspotenzial zu Fachkenntnissen der Pflegeberaterinnen und Pflegeberater in der Beratung, 
vor allem zu den spezifischen Themen Rehabilitation und Gesundheitsförderung und Prävention. 
Gleichzeitig sind sie aufgeschlossener und interessierter an digitalen Angeboten und Angeboten zu 
Gesundheitsförderung und Prävention. Vor allem sprachliche und kulturelle Barrieren stellen die 
Pflegeberaterinnen und Pflegeberater vor Herausforderungen in der Beratung von Personen mit 
Migrationshintergrund. Der niedrigschwellige Einsatz von Übersetzerinnen und Übersetzern, der 
bereits angestrebte Einbezug von den Pflegebedürftigen naherstehender Personen zur Übersetzung 
und die Verwendung digitaler Tools kann zumindest Sprachbarrieren überwinden helfen. 

Die Beratungsbesuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI werden vorwiegend durch ambulante Pflegedienste 
und in der Häuslichkeit durchgeführt. Nicht sichergestellte Pflege wird weiterhin eher selten 
festgestellt. Empfohlene Maßnahmen werden bei einem Drittel aufgrund von Überlastung der 
Pflegepersonen und der Pflegebedürftigen nicht umgesetzt. Fort- und Weiterbildungen könnten die 
Beratungspersonen unterstützen, auf diese Situationen zu reagieren. Um Bedarfe besser zu decken 
und empfohlene Maßnahmen besser umsetzen zu können, sollte stärker auf die Pflegeberatung nach 
§ 7a SGB XI verwiesen und ein Austausch der Beratungsergebnisse gestärkt werden. Hier kommt der 
noch zu verstärkenden Vernetzung der Ergebnisse der Beratungsbesuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI 
mit der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI eine wichtige Funktion zu. Die hohe Zustimmung der 
Pflegebedürftigen zur Weiterleitung der Ergebnisse an die Pflegekasse unterstreicht den Bedarf an 
Vernetzung und das Vertrauen in die Pflegekasse. Die angestrebten Neuerungen durch das 
Pflegeneuordnungsgesetz zur nicht sichergestellten Versorgung bieten die Chance für gezielte 
Maßnahmen zur Unterstützung und Sicherstellung der Versorgungssituation. 

Die große Mehrheit der Beratungspersonen erlebt wenig Herausforderungen im Beratungsalltag. Die 
Beratungspersonen kennen die regionalen Hilfs- und Unterstützungsangebote. Sie sind der Meinung, 
dass die pflegebedürftigen Personen nach dem Beratungsbesuch ihre Leistungsansprüche kennen und 
wissen, was die nächsten Schritte sind. Drei Viertel der Pflegebedürftigen bestätigt dies. Gleichwohl 
erhalten nicht alle Pflegegeldbeziehenden Informationen zu Angeboten der Tages- und Nachtpflege, 
Pflegekursen für pflegende Angehörige nach § 45 SGB XI, digitale Angebote sowie 
Gesundheitsförderung und Prävention und (Prävention von) Gewalt in der Pflege. Andererseits ist 
anzunehmen, dass nicht alle Themen für jeden Pflegegeldbeziehenden relevant sind. Eine nicht erfolgte 
Information kann Ergebnis einer am individuellen Bedarf ausgerichteten Beratung sein. Für eine 
gezielte und am jeweiligen Bedarf ausgerichtete Beratung ist es wichtig, dass Beratungspersonen 
entsprechende Fort- und Weiterbildungsangebote nutzen können. 

Von den Befragten haben bisher nur etwa ein Fünftel der Beratungspersonen und nur wenige 
Pflegegeldbeziehende videogestützte Beratungsbesuche erlebt. Beratungspersonen verfügen nicht 
immer über die notwendige Technik und nehmen wenig Nachfrage wahr. Pflegegeldbeziehende sorgen 
sich um fehlende technische Voraussetzungen und Probleme. Wenn videogestützte Beratung genutzt 
wird, äußern sich die Pflegebedürftigen ähnlich positiv über die Videoberatung wie über 
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Beratungsbesuche in der Häuslichkeit. Sollte trotz der geplanten Regelungen im 
Pflegeneuordnungsgesetz weiter die Möglichkeit videogestützter Beratungsbesuche bestehen, müssen 
die Voraussetzungen differenziert betrachtet werden, beispielsweise nach Pflegegrad, kognitiven 
Fähigkeiten des Pflegebedürftigen und Häufigkeit der Besuche. Für den bedarfsgerechten Einsatz der 
videogestützten Beratung ist auf Seiten der Beratungspersonen die Kenntnis der individuellen 
häuslichen Situation der Pflegegeldbeziehenden notwendig. Die kontinuierliche Begleitung durch die 
Beratungsperson und Kenntnisse der regionalen Hilfs- und Unterstützungsangebote sind wesentliche 
Anforderungen. Überregionale Anbieter von Videoberatungen können unter Umständen die 
Beratungsbesuche für spezifische Zielgruppen zusätzlich bedarfsgerecht abdecken. Insgesamt 
benötigen die Beratungspersonen die erforderlichen technischen Voraussetzungen zur Durchführung 
und ausreichend Kenntnisse, um die Videoberatung sicher durchführen und die Pflegebedürftigen bei 
Herausforderungen unterstützen zu können. Aufgrund noch lückenhafter Daten zu videogestützten 
Beratungsbesuchen sollten diese bei einer eventuellen Weiterführung kontinuierlich zu 
Qualitätsaspekten, Kontinuität, Wirkung und bedarfsgerechtem Einsatz beobachtet werden. 
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